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Verbindliches Mitwirkungsrecht der kommunalen Spitzenverbände

beitung von Gesetzentwürfen und Verordnungen sowie im Gesetzge

ren;  

Antrag der Fraktion Die LINKE, BT. – Drucks. 16 / 358 

 

Das Interesse, ein verbindliches Mitwirkungsrecht der kommunalen Spitze

Rechtssetzung des Bundes zu erhalten, ist eine alte, schon vor Inkrafttreten 

erhobene Forderung (1948). Sie ist auch auf dem 65. Deutschen Juristenta

worden. Auf Länderebene ist sie für Gesetz- und Verordnungsentwürfe, di

Selbstverwaltung berühren, teilweise vorgesehen (z. B. § 127 ThürKO 2003). 

Mitwirkungsrecht auf Bundesebene wäre verfassungsrechtlich zwar zulässig (

jedoch untunlich (2.). 

 

1. Unter verfassungsrechtlichen Gesichtspunkten kann das ins Auge gefasste M

auf Bedenken stoßen: 

 

a) Zum einen mag bezweifelt werden, ob der Bundestag durch Gesetz den W

zess der Bundesregierung regeln darf. Wie diese ihr Initiativrecht ausübt, ob 

ausschließlich unter Rückgriff auf die Ministerialverwaltung vorbereiten lä

Sachverstand hinzuzieht, fällt grundsätzlich in ihre Organisationsgewalt.  

Auf der anderen Seite ist diese Organisationsgewalt nach der Rechtsprechung

sungsgerichts aber nur hinsichtlich eines Kernbereichs „parlamentsfest“. Dem

daher durchaus möglich, Regelungen über die Willensbildung der Bundesregi

setzesinitiative vorangehende Verfahren u. a. m. zu erlassen. Das belegt nicht
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xis in den Ländern, sondern auch der Blick auf das Beamtenrecht, auf den Aufgabenbestand des 

Bundespersonalausschusses (§ 98 BBG) oder den der Landespersonalausschüsse (Art. 109 Abs.1 

Nr. 1 und 6 BayBG). 

 

b) Auch die Art. 76 ff. GG enthalten kein Verbot, das in der GeschOBT näher ausgestaltete Ge-

setzgebungsverfahren gesetzlich zu normieren (argumentum a minore). Die verfassungsgericht-

liche Rechtsprechung hat etwa im Bereich kommunaler Neugliederungsmaßnahmen, im Rah-

men des kommunalen Finanzausgleichs oder bei Investitionsmaßnahmegesetzen aus Art. 28 

Abs. 2 GG bzw. vergleichbaren landesverfassungsrechtlichen Garantien sowie aus den Grund-

rechten Anhörungs- und andere Verfahrensrechte abgeleitet und damit dem Gedanken des 

(Grund-)Rechtsschutzes durch Verfahren Rechnung getragen. Es liegt deshalb in der politischen 

Entscheidungsfreiheit des Bundesgesetzgebers, ob und inwieweit er solche Regelungen erlässt. 

 

c) Eine verpflichtende Beteiligung der kommunalen Spitzenverbände relativierte allerdings die 

Stellung des Parlaments und seiner jeweiligen Mehrheit, stellte also einen das demokratische 

Legitimationsniveau begrenzenden und daher rechtfertigungsbedürftigen „Einflussknick“ dar. 

Ob diese Rechtfertigung noch aus Art. 28 Abs. 2 GG gewonnen werden kann, erscheint ange-

sichts der seit dem 1. September 2006 fortgefallenen „Durchgriffsbefugnisse“ des Bundes (dazu 

unter 2 a.) zumindest offen. 

 

 

 

2. Rechtspolitische Gründe sprechen jedoch gegen das Vorhaben: 

 

a) Der Antrag der Fraktion DIE LINKE datiert vom 11. Januar 2006, also vor dem Inkrafttreten 

der sog. Föderalismusreform am 1. September 2006. Mit dieser sind die Art. 84 Abs. 1 und Art. 

85 Abs. 1 GG grundlegend geändert worden. Namentlich wurde dem Bundesgesetzgeber die 

Möglichkeit genommen, den Kommunen (kostenträchtige) Aufgaben durch Bundesgesetz aufzu-

erlegen (Art. 84 Abs. 1 Satz 7, Art. 85 Abs. 1 Satz 2 GG). Da das Kommunalrecht zudem in die 

Kompetenz der Länder fällt, sind – mit Ausnahme des Steuerrechts – kaum noch Bundesgesetze 

denkbar, die die Selbstverwaltungsgarantie unmittelbar und erheblich treffen. Im Finanzverfas-

sungsrecht aber werden die Kommunen ausweislich des Art. 106 Abs. 9 GG durch die Länder 

grundsätzlich mediatisiert. Soweit sie Ausführungsgesetze erlassen, die die Kommunen belasten, 

kommen diesen Beteiligungsrechte sowie das mittlerweile flächendeckend anerkannte sog. Kon-

nexitätsprinzip zugute. 

 

b) Schließlich würde eine verpflichtende Beteiligung das ohnehin langwierige, durch eine (nach 

wie vor problematische) Verflechtung von Bund und Ländern (sowie der EU) gekennzeichnete 
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Gesetzgebungsverfahren weiter erschweren und die mit der soeben in Kraft getretenen Födera-

lismusreform verbundenen Vorteile ein Stück weit zunichte machen.  

 

 

(Professor Dr. Peter M. Huber) 


